
LZ:.3-H-‚BL—2.2.1.0@
I m N a m e n d e s V o 1 k e s

Verkündet

am 25„ Mai 1960
In Sachen

...|OOODOOOOOCIOOOO....!...IOOOOCUCOOCOI,

Klä ers und Revisionsklävers, D

gegen

I.nall...0000|...000..oooutooooolooofooo,

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der ll° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 25.Mai 1960,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter S 0 n n enb e r g
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter R h e i n ‘ und

Bundessozialrichter J e l 1 i n g h a u 5
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Schleswig vom 26.

September 1957 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu er-

statten°

Von Rechts wegen°
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I

Der Kläger beantragte am 4, August 1955 Versorgung wegen ei—

nes Hüftgelenkleidens; er machte geltend, er habe im Januar

1943 als Soldat einen Motorradunfall erlitten und sei da—

durch gesundheitlich geschädigt worden° Durch Bescheid vom

16° November 1953 lehnte das Versorgungsamt Lübeck den An-
trag ab: es handele sich um eine Arthrosis deformans der

Hüftgelenke und um Formveränderungen der Wirbelsäule, diese

Leiden seien anlagebedingt, Schädigungsfolgen im Sinne des
5 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) seien nicht vorhan—
den° Den Widerspruch (Einspruch) wies das Landesversorgungs—

amt Neumünster durch Bescheid vom 12. Juni 1954 zurück. Das

Sozialgericht (SG,) Lübeck wies die Klage durch Urteil vom
9° Mai 1955 ab° Im Berufungsverfahren machte der Beklagte

erstmalig geltend, der Kläger habe die Anmeldefrist des 5 56
BVG versäumt° Das Landessozialgericht (LSG.) Schleswig wies

die Berufung durch Urteil vom 26, September 1957 zurück:,Die

Frist für die Anmeldung von Versorgungsansprüchen (@ 56 BVG)
sei am 50. September 1952 abgelaufen, der Kläger habe seinen

Anspruch erst am 4, August 1955, also verspätet, geltend ge—
macht; die Voraussetzungen des @ 5? BVG, unter denen ein An—

Spru0h auch nach Ablauf der Frist des 5 56 BVG noch angemel—

det werden könne, seien nicht gegeben; es sei zwar möglich,

daß sich das Leiden des Klägers nach dem 50. September 1952

verschlimmert habe, jedoch sei die Vorschlimmerung dem Kläger

jedenfalls früher als sechs Monate ver dem Tage der Antrag—

stellung bemerkbar geworden, der Kläger sei nämlich wegen

der jetzt geltend gemachten Gesundheitsstörungen am 29° No—

vember 1952 für ständig arbeitsunfähig erklärt worden; der

Versorgungsanspruch sei aber auch unbegründet, wenn die An—

meldefrist gewahrt wäre, denn das Leiden des Klägers sei

anlagebedingt° Die Revision ließ das LSG. zu.

Das Urteil wurde dem Kläger am 29. Januar 1958 zugestellt. Am

24, Februar 1958 legte er Revision ein und beantragte,
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das angefochtene Urteil aufzuheben und
nach dem Klageantrag zu erkennen,

hilfsweise,

die Sache an das LSG° zurückzuverweisen;-

Am 25° April 1958 — nach Verlängerung der Revisionsbegrün—

dungsfrist — begründete er die Revision: Der Beklagte habe

vor dem LSG° nicht mehr geltend machen dürfen, die Anmelde-

frist (55 56, 57 BVG) sei versäumt; nachdem er sich auf

den Fristablauf weder in dem Bescheid vom 16. November 1953

noch in dem Widerspruchsbescheid vom 12. Juni 1954 noch im

Verfahren vor dem SG° berufen habe, habe er auf den Einwand

der Fristversäumnis verzichtet; zumindest sei aber das Recht,

sich auf die Fristversäumnis zu berufen, verwirkt; als ein—

facher Mann dürfe der Kläger erwarten, daß er von dem Ver—

sorgungsamt rechtzeitig darüber aufgeklärt werde, ob er sei—

nen Anspruch noch geltend machen könne; wenn das nicht recht—

zeitig geschehen sei, könne sich der Beklagte jetzt — mehrere

Jahre nach der Antragstellung — nicht mehr auf Fristversäum—

nis berufen; im übrigen sei sein Leiden tatsächlich auf wehr—
‘dienstliche Einflüsse, insbesondere auf den Motorradunfall

während des Wehrdienstes zurückzuführen°

Der Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision ist nach 5 162 Abs.1 Nr. 1 des Sozialgerichtsge—

setzes (SGS) statthaft. Der Kläger hat sie auch frist— und form—

gerecht eingelegt und begründet, sie ist daher zulässig; sie

ist jedoch nicht begründetn

Nach 5 56 Abs" 1 BVG muß der Beschädigte seine Versorgungsan—

sprüche zur Vermeidung des Ausschlusses binnen zwei Jahren an—
melden° Die Frist beginnt mit dem auf das schädigende Ereig—

nis folgenden Tage, jedoch nicht vor Beendigung des Wehrdien—

stes° Soweit der Anspruch — wie hier - auf eine Schädigung ge—
stützt wird, die nach dem 31. August 1939 eingetreten ist, be—
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ginnt die Frist frühestens mit dem Inkrafttreten des Ge—
setzes (& 56 Abs° 2 BVG)°Für den Kläger ist die Anmelde—
frist sonach am 30° September 1952 abgelaufen. Der Kläger
hat seinen AnSpruch am 4° August 1953, also nach Ablauf

der Frist, angemeldet° Nach Ablauf der Frist des @56 BVG
kann der Anspruch auf Rente nach @57 BVG nur dann noch
angemeldet werden, wenn Folgen einer Schädigung erst spä—
ter in einem rentenberechtigenden Grade bemerkbar gewor-
den Sind oder wenn Folgen einer Schädigung zwar schon in—
nerhalb der Frist in einem rentenberechtigenden Grade be—
merkbar geworden sind, aber sich erst nach Ablauf der

Frist wesentlich verschlimmert haben; in diesen Fällen
ist der Anspruch binnen sechs Monaten anzumelden, nach—
dem die Folgen der Schädigung oder die Verschlimmerung
bemerkbar geworden sind° Das LSG, hat festgestellt, daß
sich das Leiden des Klägers zwar nach dem 30„ September

1952 versehlimmert habe, daß die Verschlimmerung jedoch
dem Kläger jedenfalls früher als sechs Monate vor dem Tage

der Antragstellung bemerkbar geworden sei, weil der Klä—

ger nach seinen eigenen Angaben im Verfahren über die

Gewährung von Invalidenrente schon am 29. November 1952

als arbeitsunfähig erklärt werden ist° Gegen diese Fest—
stellung sind Reviä.onsrügen nicht erhoben, sie ist da—
her für das Bundessozialgericht (BSG.) bindend (@ 163
SGG)„ Auch die Voraussetzungen des 5 57 BVG haben somit

‘nicht vorgelegen° —
Für die Frage, ob der angefochtene Bescheid rechtmäßig

ist, ist es auch unerheblich, daß der Beklagte erst im

Berufungsverfahren geltend gemacht hat, der Kläger habe

die Anmeldefrist versäumt. Wie das BSG. wiederholt ent—

schieden hat (vgl. BSG. 7 s. 8 f.1ig7; BSG.8 s. 257 f.
15627; SozR° Nr. 68 zu 5 54 SGG; ferner auch BVerwGer.
NJW, 1959 S. 2033;.BVerwGE.l S. 12 f.), kann die Rechts—
grundlage eines Verwaltungsakts im Laufe des Verfahrens
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durch Nachschieben einer anderen rechtlichen Begründung

dann geändert oder ergänzt werden, wenn der Verwaltungs—

akt hierdurch in seinem Wesensgehalt, also nach Vorausset—

zungen, Inhalt und Wirkungen, nicht etwas anderes wird;

diese Voraussetzungen haben hier vorgelegen° Wesentlich

ist in dem angefochtenen Bescheid die Ablehnung des An—

spruchs des Klägers auf Versorgung° Wenn der Beklagte die-

sen Bescheid zunächst darauf gestützt hat, daß Schädi—

gungsfolgen im Sinne von 5 1 BVG nicht vorliegen, und wenn
er sich erst später, jedoch noch in der Tatsacheninstanz,

darauf berufen hat, daß die Frist für die Anmeldung des

Anspruchs abgelaufen ist, so hat er im einen wie im an-

deren Falle geltend gemacht, daß eine der materiell—recht—

lichen Voraussetzungen des Versorgungsanspruchs fehlt° Die

Fristen der @@56 ff. BVGsind materiell—rechtliche Aus—
schlußfristen (vgl° Schönleiter, Komm° zum BVG, @ 56 Anm,3;

Thannheiser—Wende—Zech, Handbuch des Bundesversorgungs—

rechts bei den 55 56 bis 59; Schieckel‚ Komm„ zum BVG,

Anm° 3 zu 5 56; van Nuis—Vorberg, Das Recht der Kriegsbe—

schädigten und Kriegshinterbliebenen, Teil VI 5. 11} Wilke,
Sozialgerichtsbarkeit 1956 S„ 173; Haueisen, NJW 1957 8,729;
Urteil des BSG. vom 25. Mai 1960 — ll RV 548/58 ). Der Be—

klagte kann und darf auf materiell—rechtliche Voraussetzun—

gen des Versorgungsanspruchs nicht verzichten, er kann auch

nicht das Recht verwirken, sich auf das Fehlen einer sol—

chen Voraussetzung zu berufen, er hat nicht etwa die "Ein—

rede der Verjährung" erhoben. Der Beklagte hat den ange-
'

fochtenen Bescheid jedenfalls gg£h darauf stützen können, daß

der Kläger die Anmeldefrist versäumt hat, und der Beklagte

hat dies auch geltend gemacht. Unter diesen Umständen kann

dahingestellt bleiben, ob das Gericht bei der Entscheidung

über die Rechtmäßigkeit des angefochtenen Verwaltungsakts

die Versäumung der Anmeldefrist auch dann von Amts wegen
berücksichtigen muß, wenn der Beklagte sich nicht darauf
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berufen hat, daß die Anmeldefrist versäumt ist„

Das LSG° hat sonach die Berufung des Klägers zu Recht

zurückgewiesen, die Revision des Klägers ist unbegrün—

det und zurückzuweisen (@ 170 Abs„l Satz 1 SGG)°

‘Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG„
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